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für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Nach dem Absatzfondsgesetz haben ernährungswirtschaftliche 
Betriebe Beiträge zu zahlen. Diese Beiträge können diese ernäh- 
rungswirtschaftlichen Betriebe sich von ihren Lieferanten er- 
statten lassen. Auf dem Eiersektor ist dadurch eine Unklarheit 
entstanden, daß die Eiererzeüger nicht Lieferanten, sondern 
Abnehmer der beitragspflichtigen Brütereien sind. 


B. Lösung 

Diese o. a. Unklarheit soll durch das vorliegende Änderungs- 
gesetz beseitigt werden. Die Klarstellung entspricht dem ur- 
sprünglichen Willen des Gesetzgebers. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Orth 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 55. Sitzung am 3. Juni 1970 an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
überwiesen. 

Der Ernährungsausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 3. Juni 1970 beraten und ein- 
mütig beschlossen, dem Entwurf unverändert zu- 
zustimmen. 

Zu dem Gesetzentwurf ist im einzelnen folgendes 
zu bemerken: 

Das Absatzfondsgesetz ermöglicht in § 10 Abs. 9 
Satz 4 die Abwälzung der Beiträge der sogenannten 
Flaschenhalsbetriebe (§10 Abs. 8) auf die landwirt- 
schaftlichen Erzeuger. Der geltende Gesetzeswort- 
laut hat dabei jedoch die Besonderheit nicht berück- 
sichtigt, daß auf dem Eiersektor — im Unterschied 


zu allen übrigen Erzeugnisbereichen — die Erzeuger 
nicht Lieferanten, sondern Abnehmer der beitrags- 
pflichtigen Brütereien sind. Gegen die Eiererzeuger 
gewährt der geltende Gesetzeswortlaut also keinen 
Anspruch auf Beitragserstattung. 

Die mit dem Entwurf erstrebte Änderung beseitigt 
diese redaktionelle Unvollkommenheit des Gesetzes 
und gewährleistet damit die erforderliche Gleich- 
stellung der Eierwirtschaft mit den übrigen beitrags- 
pflichtigen Erzeugnisbereichen. 

Die beteiligten Ressorts haben im Ausschuß er- 
klärt, daß die Bundesregierung die Gesetzesände- 
rung befürwortet. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
dem Gesetzentwurf unverändert zuzustimmen. 


Bonn, den 3. Juni 1970 


Frau Dr. Orth 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/877 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 3. Juni 1970 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Frau Dr. Orth 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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